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Berufliche Vorsorge für Grossratsmitglieder (Teilrevision GRG/PKG) – 
Vernehmlassungsverfahren 

Sehr geehrte Frau Grossratspräsidentin 
Sehr geehrter Herr Generalsekretär 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns zur beruflichen Vorsorge für Grossratsmitglieder äussern 
zu dürfen. 
 
 

1. Grundsätzliche Einschätzung 
 
Die EVP anerkennt, dass das parlamentarische Mandat im Milizsystem mit zeitlichem und berufli-
chem Engagement verbunden ist, das negative Auswirkungen auf die persönliche Vorsorgesituation 
haben kann. Es ist wichtig, dass strukturelle Nachteile, die allein aus der Übernahme eines politi-
schen Amtes entstehen, vermieden werden können. 
Eine Lösung innerhalb der bestehenden kantonalen Pensionskassenstruktur erachten wir als sinn-
voll, da sie Transparenz, Rechtsklarheit und administrative Effizienz gewährleistet. 
 
 

2. Zweck der Regelung 
 
Aus Sicht der EVP muss klar im Vordergrund stehen, dass die vorgeschlagene Regelung der Alters-, 
Invaliditäts- und Hinterlassenenvorsorge dient. Der Zweck ist die Vermeidung von Vorsorgelücken 
— nicht die Anpassung oder Erhöhung der politischen Entschädigung. 
Entsprechend ist für uns entscheidend, dass Mittel, die im Zusammenhang mit dieser Vorlage ge-
sprochen werden, ausschliesslich der Vorsorge dienen. Eine freie Verfügbarkeit würde den Charak-
ter der Massnahme verändern und könnte das Vertrauen in die sachliche Begründung der Vorlage 
beeinträchtigen. 
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Die EVP erachtet es deshalb als notwendig, dass Beiträge, welche dem Arbeitgeberanteil entspre-
chen, gesetzlich eindeutig einer gebundenen Vorsorgelösung zuzuführen sind. Eine Auszahlung zur 
freien Verfügung ist aus systematischen Gründen abzulehnen. Wo eine Versicherung im vorgesehe-
nen System nicht erfolgt, ist die zweckgebundene Verwendung der entsprechenden Beiträge aus-
drücklich sicherzustellen. 
 
Da die berufliche Vorsorge funktional auf den späteren Rentenbezug ausgerichtet ist, sind Beitrags-
leistungen sachlogisch an das ordentliche Rentenalter zu knüpfen. Die Beitragspflicht hat sich somit 
an der im BVG vorgesehenen Altersgrenze zu orientieren und soll grundsätzlich mit Erreichen des 
ordentlichen Rentenalters enden. 
 
 

3. Zugang zur Vorsorge 
 
Das Milizparlament lebt von der Vielfalt seiner Mitglieder. Gerade Personen mit Teilzeitpensen, 
mehreren Erwerbstätigkeiten oder familiären Betreuungsverpflichtungen können unterdurch-
schnittliche versicherte Einkommen aufweisen. Eine Regelung, die sich allein an formalen Eintritts-
schwellen orientiert, greift daher unter Umständen zu kurz. 
 
Die EVP erachtet es deshalb als wichtig, dass auch Mitglieder mit tieferem Mandatseinkommen Zu-
gang zu einer Vorsorgelösung erhalten können. Eine freiwillige Anschlussmöglichkeit ist sinnvoll und 
stärkt die Fairness innerhalb des Systems. 
 
Im Zusammenhang mit tiefen Mandatseinkommen ist zudem zu prüfen, ob die Anwendung des Ko-
ordinationsabzugs den Vorsorgezweck faktisch einschränkt. Es ist eine sachgerechte Lösung anzu-
streben, damit die beabsichtigte Schliessung von Vorsorgelücken effektiv erreicht wird. 
 
 

4. Schlussbemerkung 
 
Die EVP Kanton Bern unterstützt eine verhältnismässige Regelung zur Schliessung von Vorsorgelü-
cken für Grossratsmitglieder. Voraussetzung ist: 

 eine klare gesetzliche Zweckbindung sämtlicher Beiträge an die berufliche Vorsorge, 
 der Ausschluss einer freien Auszahlung von Arbeitgeberbeiträgen, 
 die Orientierung der Beitragsdauer am ordentlichen Rentenalter gemäss BVG, 
 sowie eine Ausgestaltung, die unterschiedliche Erwerbssituationen angemessen berücksich-

tigt wird. 
 

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
EVP Kanton Bern 

 
 
  

Philippe Messerli        
Co-Geschäftsführer EVP BE, Grossrat  


